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Vattenfall muss Verantwortung zeigen

Vattenfall muss Verantwortung zeigen<br /><br />Der DGB begrüßt die klaren Aussagen von Sigmar Gabriel zum Erhalt des Energieverbunds von
Vattenfall. "Der schwedische Staatskonzern muss sich seiner großen Verantwortung für seine Beschäftigten und die Versorgungssicherheit in
Deutschland bewusst werden und umsichtig handeln" sagte DGB-Vorstandsmitglied Stefan Körzell am Dienstag in Berlin. "Die Arbeitsplätze der
betroffenen Beschäftigten in den Braunkohletagebauen dürfen nicht kurzsichtigen Unternehmensentscheidungen geopfert werden. Hier muss es schnell
Klarheit und ein tragfähiges Konzept für die Zukunft der Arbeitsplätze und betroffenen Regionen geben."<br />Der DGB fordert, an den Zielen der
Energiewende festzuhalten und sie konsequent umzusetzen. Dies bedeutet neben dem dynamischen Ausbau der erneuerbaren Energien und der
massiven Steigerung der Energieeffizienz aber auch, dass Kohle und Gas als Brückentechnologien eine Perspektive bekommen müssen. "Ohne Kohle-
und Gaskraftwerke gehen in Deutschland die Lichter aus und stehen die Fabriken still", sagte Körzell.  Dies werde in der gegenwärtigen Diskussion allzu
oft vernachlässigt.<br />Es komme jetzt darauf an, dass die Kraftwerke wieder rentabel betrieben werden könnten. Das sei die Voraussetzung für
Versorgungssicherheit und den Erhalt von Arbeitsplätzen in der Energiewirtschaft. "Dabei ist klar, dass die weitere Nutzung konventioneller Energieträger
auch klimafreundlicher gestaltet werden muss." Der DGB hatte dazu jüngst vorgeschlagen, dass ein zu schaffender Kapazitätsmarkt auch Anreize für
eine Optimierung und Flexibilisierung bestehender Kraftwerke leisten sollte. Zudem müssten über den europäischen Emissionshandel planungssichere
Wege für eine langfristige CO2-Reduzierung vorgegeben werden. "Nationale Alleingänge werden den Klimawandel nicht aufhalten", sagte Körzell. Es sei
daher zu begrüßen, dass die jetzige Bundesregierung einen stärkeren europäischen Emissionshandel anstrebt.<br />Der DGB appelliert an die Politik,
die soziale Dimension der Energiewende stärker zu berücksichtigen. Die Politik muss sich endlich dem durch die Energiewende ausgelösten
Strukturwandel aktiv annehmen. Die negativen Auswirkungen auf Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen dürfen nicht unbeachtet bleiben. "Es bleibt
unverständlich, dass die Bundesregierung in zahlreichen Plattformen energiewirtschaftliche Zukunftsfragen diskutieren lässt, die volkswirtschaftlichen und
sozialpolitischen Fragestellungen jedoch vernachlässigt. Hier muss die Bundesregierung nachliefern!" forderte Körzell.<br /><br />Deutscher
Gewerkschaftsbund (DGB)<br />Henriette-Herz-Platz 2<br />10178 Berlin<br />Deutschland<br />Telefon: 0049/30/24060-0<br />Telefax:
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) steht für eine solidarische Gesellschaft. Er ist die Stimme der Gewerkschaften gegenüber den politischen
Entscheidungsträgern, Parteien und Verbänden in Bund, Ländern und Gemeinden. Er koordiniert die gewerkschaftlichen Aktivitäten. Als Dachverband
schließt er keine Tarifverträge ab. Er arbeitet auf internationaler Ebene im Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) und im Internationalen Bund Freier
Gewerkschaften (IBFG) mit und vertritt die deutsche Gewerkschaftsbewegung bei internationalen Institutionen wie der EU und der UNO. Seit seiner
Gründung 1949 ist er dem Prinzip der Einheitsgewerkschaft verpflichtet. Er ist - wie seine Mitgliedsgewerkschaften - pluralistisch und unabhängig, aber
keineswegs politisch neutral. Er bezieht Position im Interesse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die Mitgliedsgewerkschaften des DGB handeln
mit den Arbeitgebern Tarifverträge, u.a. zu Einkommen, Arbeitszeiten, Urlaub aus. Im Falle eines Arbeitskampfes organisieren sie den Streik und zahlen
den Mitgliedern Streikunterstützung. Sie helfen bei der Gründung von Betriebsräten, unterstützen die Beschäftigten bei betrieblichen Konflikten und
vertreten sie bei Streitigkeiten mit ihrem Arbeitgeber. Gewerkschaftsmitglieder genießen kostenlosen Rechtsschutz.
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